Änderung der Kinderzulage für Gemeinde-Bediensteten ab Juni 2010:
Zu dem Entwurf einer Änderung der NÖ Gemeindebeamtengehaltsordnung 1976

(2. GBGO-Novelle 2010), Regierungsvorlage
Motivenbericht zu Art. I Z. 2 und 3 (§ 6, § 7):

Dem Motivenbericht ist in diesem Zusammenhang zu entnehmen, dass im Gemeindedienst rund 6.000 Bedienstete für rund 10.000 Kinder eine Kinderzulage beziehen. Für die Gemeinden und Gemeindeverbände werden durch die Angleichung der Kinderzulage an die Regelung für Landesbedienstete Mehrkosten im Ausmaß von € 300.000,- pro Jahr entstehen.
Die Kinderzulage soll an die für Landesbediensteten geltenden Regelungen angepasst werden. Die Neuregelung bringt eine grundsätzliche Anbindung des Anspruchs auf die Kinderzulage an den Anspruch auf die Familienbeihilfe für das betreffende Kind.
rechtliche Ausnahmen für Musiklehrer:

Die Bestimmungen des § 1 Abs 1 und 2 GVBG 1976 sind nach Abs 3 leg.cit. jedenfalls dann nicht anzuwenden, wenn gemäß § 1 Abs 3 Z 3 GVBG besondere dienstrechtliche Vorschriften bestehen. In diesem Zusammenhang ist darauf zu verweisen, dass für Musiklehrer die (besonderen) dienstrechtlichen Vorschriften des III. Abschnittes des GVBG sowie sinngemäß die Bestimmungen des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 gelten.
Gemäß § 46 Abs 1 GVBG (Abschnitt III – Sonderbestimmungen für Vertragslehrer an den von Gemeinden unterhaltenen privaten Unterrichtsanstalten) finden auf die an den von den Gemeinden erhaltenen privaten Unterrichtsanstalten verwendeten Vertragslehrer die Bestimmungen des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 sinngemäß Anwendung. Für Musikschullehrer gilt dies nur insoweit, als im folgenden nichts anderes bestimmt ist.

Für die Kinderzulage eines Musikschullehrers gelten im Vergleich zu anderen Gemeindebediensteten insoweit dienstrechtliche Sondervorschriften, als nach § 46f Abs 2 GVBG 1976 der Monatsbezug des Musikschullehrers u.a. aus dem Monatsentgelt des § 46g Abs 1 sowie aus Kinderzulage gemäß § 4 Gehaltsgesetz 1956 besteht. Die Kinderzulage nach § 4 Gehaltsgesetz 1956 beträgt demnach für Musiklehrer (weiterhin) € 14,50 monatlich.
Hingegen wurde die Kinderzulage für die (übrigen) Gemeindebediensteten denn Sätzen für Landesbedienstete angepasst. Die Kinderzulage beträgt nach § 6 Abs 2 der NÖ Gemeindenbeamtendienstordnung 1976
a. bis zu 2 Kindern: 0,75%
b. bei drei oder vier Kindern 0,94% 

c. bei mehr als vier Kindern 1,17% 

des Gehaltes der Gehaltsstufe 9 der Verwendungsgruppe VI je Kind.
Nun mag man einwenden, bei der unterschiedlichen Höhe der Kinderzulage für Musiklehrer einerseits und "normale" Gemeindebedienstete andererseits handelt es sich bloß um "Peanuts" – absolut betrachtet wahrscheinlich auch richtig. Doch ist die Optik verheerend, wenn gerade eine einkommensschwache Gruppe wie die der Musiklehrer, für die auch noch andere Gehaltskürzungen und Einsparungen im Raum der politischen Diskussion stehen, bei einer Anpassung der Kinderzulage "scheinbar" übergangen wird.
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